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gründet ist, lehnt der Staatsanwalt die Einleitung des Wie­
deraufnahmeverfahrens durch schriftlichen Bescheid ab.

§333
Entscheidung des Gerichts

(1) Das Gericht entscheidet über den Antrag auf Wieder­
aufnahme des Verfahrens durch Beschluß.

(2) Ordnet es die Wiederaufnahme an, ist gleichzeitig Ter­
min zur neuen Hauptverhandlung anzuberaumen.

(3) Auf das weitere Verfahren finden die Vorschriften über 
das gerichtliche Verfahren Anwendung.

§334
Aussetzung der Verwirklichung von Maßnahmen der 

strafrechtlichen Verantwortlichkeit
Das Gericht kann die Verwirklichung von Maßnahmen der 

strafrechtlichen Verantwortlichkeit aussetzen, wenn der An­
trag zugunsten des Verurteilten gestellt ist.

§335
ürteil und Verbot der Straferhöhung

(1) In der neuen Hauptverhandlung ist entweder das frü­
here Urteil aufrechtzuerhalten oder unter seiner Aufhebung 
anderweitig in der Sache zu erkennen.

(2) Ist die Wiederaufnahme des Verfahrens zugunsten des 
Verurteilten beantragt worden, darf in dem neuen Urteil eine 
schwerere Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
als die in dem früheren Verfahren erkannte nicht ausgespro­
chen werden.

§336 
V eröf f entiichung

Im Falle eines Freispruchs soll das Gericht auf Veröffent­
lichung des freisprechenden Urteils erkennen, wenn das auf­
gehobene Urteil veröffentlicht war. Die Veröffentlichung kann 
angeordnet werden, wenn sich eine wesentliche Veränderung 
im Schuld- und Strafausspruch ergeben hat und das aufge­
hobene Urteil veröffentlicht war.
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§337
Wirkung für Mitverurteilte

Das ergehende Urteil wirkt auch für Mitverurteilte, wenn 
der festgestellte Wiederaufnahmegrund auf sie zutrifft und 
sich zu ihren Gunsten auswirkt.

A c h t e s K a p i t e l

Verwirklichung der Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

§338
Verantwortung für die Verwirklichung der 

Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit
Zur Verwirklichung des Zwecks der von den Gerichten aus­

gesprochenen Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit haben die zuständigen staatlichen Organe unter Mit­
wirkung von Wirtschaftsorganen, Betrieben und anderen Ein­
richtungen, Genossenschaften, gesellschaftlichen Organisatio­
nen, Bürgern und ihren Kollektiven die gesetzlich vorgesehe­
nen Maßnahmen zu treffen.

§339
Zuständige Organe

(1) Für die Verwirklichung der Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit sind zuständig:
1. das Gericht bei Verurteilung auf Bewährung einschließ­

lich der dem Verurteilten auferlegten Verpflichtungen, 
soweit hierfür nicht andere Organe zuständig sind, Auf­
erlegung besonderer Pflichten gegenüber Jugendlichen 
außer gemeinnütziger Freizeitarbeit, Geldstrafe, öffent­
lichem Tadel und öffentlicher Bekanntmachung des Ur­
teils;

2. die Organe des Ministeriums des Innern bei Freiheits­
strafe, Arbeitserziehung, Einweisung in ein Jugendhaus, 
Haftstrafe, Jugendhaft, Aberkennung staatsbürgerlicher 
Rechte, Ausweisung, Einziehung von Gegenständen sowie 
Aufenthalts- und Umgangsverboten;

3. der Rat des Kreises bei Vermögenseinziehung, Aufent­
haltsbeschränkung, Tätigkeitsverbot, staatlicher Kontroll- 
und Erziehungsaufsicht, gemeinnütziger Freizeitarbeit 
und fachärztlicher Heilbehandlung;

4. das für die Erteilung einer Erlaubnis zuständige Organ bei 
Entzug dieser Erlaubnis.

(2) Den Organen des Ministeriums des Innern c>bliegt auch 
die Vollstreckung der Todesstrafe.

(3) Bei der Verwirklichung einer Maßnahme strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit gegenüber einem Jugendlichen ist mit den 
Organen der Jugendhilfe zusammenzuarbeiten.

(4) Der Vollzug von Freiheitsstrafen an Militärpersonen und 
von Strafarrest kann bei militärischer Notwendigkeit durch 
die Organe des Ministeriums für Nationale Verteidigung er­
folgen.

(5) Die Einzelheiten des Vollzuges der Strafen mit Freiheits­
entzug regelt das Strafvollzugs- und Wiedereingliederungs­
gesetz; die Einzelheiten der Verwirklichung der anderen 
Maßnahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit regeln beson­
dere Durchführungsbestimmungen.

§340
Durchsetzung von Urteilen

(1) Urteile können erst durchgesetzt werden, wenn sie 
rechtskräftig sind. Dies gilt auch für Beschlüsse über die Ver­
wirklichung von Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit.

(2) Das Gericht erster Instanz leitet die Durchsetzung auf 
Grund einer mit der Bescheinigung der Rechtskraft versehe­
nen Ausfertigung der Urteils- oder Beschlußformel ein. Tritt 
die Rechtskraft einer gerichtlichen Entscheidung, mit der auf 
eine Strafe mit Freiheitsentzug erkannt oder der Vollzug einer 
Strafe mit Freiheitsentzug angeordnet wurde, im Rechtsmit­
telverfahren ein und befindet sich der Angeklagte in Unter­
suchungshaft, ist die Verwirklichung dieser Strafe durch das 
Gericht zweiter Instanz einzuleiten.

§341
Anrechnung der Untersuchungshaft

Dem Angeklagten ist die gesamte Untersuchungshaft beim 
Vollzug einer Strafe mit Freiheitsentzug anzurechnen.

Verurteilung auf Bewährung
§342

(1) Das Gericht hat unter unmittelbarer Mitwirkung der 
Schöffen, gesellschaftlichen Beauftragten und anderer Bür­
ger sowie im Zusammenwirken mit den Leitern der Betriebe,


